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Management Summary 

 
PUR-Modelle 

Das PUR-Modell gibt den Nutzern verschiedene Möglichkeiten, eine gewünschte Website zu 

besuchen und Inhalte und Dienste zu nutzen. Das klassische PUR-Modell bietet in der Regel zwei 

alternative Wege. Entweder gibt der Nutzer sein Einverständnis zu Werbung und Tracking oder er 

zahlt einen Geldbetrag für die tracking- und werbefreie Nutzung des Angebots. Der Nutzer kann 

also nach eigenem Ermessen entscheiden, ob er z. B. für ein journalistisches Angebot Geld 

bezahlen oder es kostenlos nutzen möchte, sofern er sein Einverständnis für Werbung und 

Tracking gibt. Das Wort PUR ist keine Abkürzung, sondern beschreibt den Zustand des Angebots, 

nämlich „frei von einwilligungsbedürftigem Tracking und Werbung“. 

Zulässigkeit 

Die Zulässigkeit von PUR-Modellen wird derzeit nach unterschiedlichen Kriterien beurteilt. Die 

deutschen Datenschutzaufsichtsbehörden bewerten die Freiwilligkeit einer Einwilligung nach der 

Granularität, d. h. danach, inwieweit es dem Nutzer möglich ist, auf der zweiten Ebene des 

Einwilligungsbanners Zwecke an- und abzuwählen. Das EDPB und die CNIL beurteilen die 

Zulässigkeit von PUR-Modellen danach, inwieweit das PUR-Abonnement eine gleichwertige 

Alternative zum Weg der Einwilligung darstellt. Es bleibt abzuwarten, nach welchen Maßstäben die 

Zulässigkeit und das Konzept der Gleichwertigkeit im Einzelnen beurteilt wird. Ein Maßstab für die 

Gleichwertigkeit könnte der Preis für das PUR-Abo sein. 

Aus Sicht des BVDW steht im Rahmen des klassischen PUR-Modells der Freiwilligkeit der 

Einwilligung nach Art. 7 Nr. 4 DSGVO nichts entgegen, und dieses ist daher grundsätzlich zulässig. 

Im Wortlaut des Art 6 Abs. 1 lit. a) DSGVO wird ausgeführt, dass „die betroffene Person ihre 

Einwilligung zu der Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen Daten für einen oder 

mehrere bestimmte Zwecke gegeben hat“. Dies zeigt, dass es datenschutzrechtlich möglich ist, 

eine Einwilligung in mehrere Zwecke zu erteilen. Wird in diesem Kontext ebenfalls der Erwägungs-

grund 43 Satz Nr. 5 DSGVO herangezogen – „die Einwilligung gilt nicht als freiwillig erteilt, wenn 

zu verschiedenen Verarbeitungsvorgängen von personenbezogenen Daten nicht gesondert eine 

Einwilligung erteilt werden kann, obwohl dies im Einzelfall angebracht ist“ –, zeigt sich, dass auch 

hier per se keine getrennte Einwilligung in verschiedene Zwecke, sondern nur, wenn „dies im 

Einzelfall angemessen ist“, gefordert wird.   

Es kommt somit auf die konkrete Ausgestaltung im Einzelfall an, wobei insbesondere die 

Transparenz gegenüber den Nutzern, keine Manipulation des Nutzerverhaltens und die technische 

Gewährleistung, dass die versprochenen Leistungen des PUR-Abos erfüllt werden, im 

Vordergrund stehen. Ein Beispiel dafür ist es, dass dem Nutzer vor seiner Entscheidung die 

Informationen über die möglichen Alternativen gegeben werden. 

Auswirkungen der Einführung eines PUR-Modells 

Durch die Einführung eines PUR-Modells kann Rechtskonformität hergestellt und durch die 

Monetarisierung des gesamten Traffics können die Erlöse gesteigert werden: einerseits durch 

höhere Consent-Raten, die zu einer Erhöhung der zielgruppenspezifischen Werbeeinnahmen 

führen, und andererseits durch die Gebühr, die ein Nutzer zahlt, wenn er ein PUR-Abo abschließt. 

Zu Beginn der Einführung kann die Absprungrate leicht ansteigen, fällt aber nach zwei bis drei 

Wochen wieder auf das vorherige Niveau zurück. 
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Die Zahlen und Fakten in der nachfolgenden Tabelle stammen entweder von den Unternehmen 

selbst oder sind Annäherungswerte, basierend auf verschiedenen Mitgliedsunternehmen des 

BVDW. 

Schlussfolgerung 

Für Websitebetreiber ist die Bereitstellung eines werbe- und trackingfreien Abonnements aus 

wirtschaftlichen und datenschutzrechtlichen Gründen interessant. Und aus Sicht der Nutzer bietet 

das PUR-Modell die Möglichkeit, die eigene informationelle Selbstbestimmung auszuüben und 

selbst über die Refinanzierung der genutzten Inhalte und Services zu entscheiden. 

 

Disclaimer  

Dieser Bericht wurde seitens des BVDW bei der conreri digital development GmbH in Auftrag 

gegeben. Der Autor ist David Pfau, Head of Data & Privacy bei conreri. Das Lab Consent-

Management des Ressort Data Economy hat am Bericht mitgewirkt.  

 

 



 

 
 

 4 

Überblick über die in diesem Bericht analysierten PUR-Modelle auf dem europäischen Markt 
 

Varianten Zustimmungspfad 
(Tracking und 

Werbung) 

(2) PUR-Abonnement Klassifizierung Granulare 
Konfigurationsmöglichkeiten 

Verbindung zu weiteren 
Services 

Zahlenbasis (ohne 
Absprungraten) 

Preis PUR-
Abonnement 

Variante 1 

Spiegel, Zeit,  
T-Online 

Mit Werbung weiterlesen 
(Art. 6 Abs. 1 lit. a) 
DSGVO). 

 

Schließen Sie ein PUR-
Abonnement ab 
(kostenpflichtiger Vertrag 
für Werbetracking und 
größtmögliche 
Werbefreiheit). 

Über beide Wege erhält der Nutzer Zugang 
zu den kostenlosen Inhalten der Website. 

Das PUR-Modell gilt nur für die betreffende 
Website. 

Nein Bei diesem Angebot gibt es 
ein Paid-Content-Abo, 
unabhängig vom PUR-Abo. 
Paid-Content-Abonnenten 
erhalten einen Rabatt, wenn 
sie das PUR-Modell 
abschließen. 

Zustimmungsrate > 
99 % 

Abschluss von 
PUR-Abonnements 
< 1 % 

Quelle: Gespräche 
mit Experten und 
Schätzungen auf 
bekannten 
Datenbasen. 

Spiegel: 4,99 € pro 
Monat, für Kunden 1,99 
€ 

Zeit: 1,20 € pro Woche, 
für Kunden 0,40 € 

T-Online: 2,99 € pro 
Monat 

Variante 2 
 
Bild 

Mit Tracking und 
Cookies nutzen (Art. 6 
Abs. 1 lit. a) DSGVO). 

 

Schließen Sie ein PUR-
Abonnement ab 
(kostenpflichtiger Vertrag 
mit dem Service kein 
Tracking, keine 
zustimmungspflichtigen 
Cookies und keine 
personalisierte 
Werbung). 

Wie bei Variante 1, der Fokus liegt jedoch auf 
dem Tracking und es wird keine Werbung 
über den AdServer ausgespielt. Lediglich 
native und Eigenwerbung wird über das CMS 
ausgespielt. 

 

Nein Bei diesem Angebot gibt es 
ein Paid-Content-Abo, 
unabhängig vom PUR-Abo. 
Paid-Content-Abonnenten 
erhalten einen Rabatt, wenn 
sie das PUR-Modell 
abschließen. 

Zustimmungsrate > 
96 % 

Abschluss von 
PUR-Abonnements 

< 1 % 

Quelle: Gespräche 
mit Experten und 
Schätzungen auf 
bekannten 
Datenbasen. 

Bild: 3,99 €, für Kunden 
2,99 € pro Monat 

Variante 3 
 
Contentpass 

Weiter mit Werbung (Art. 
6 Abs. 1 lit. a) DSGVO). 

 

Melden Sie sich für ein 
PUR-Abonnement bei 
Contentpass an 
(kostenpflichtiger Vertrag, 
um nicht mit 
Werbebannern, 
Videowerbung und 
personalisiertem 
Tracking konfrontiert zu 
werden). 

Der „Contentpass“ ermöglicht vollständige 
Tracking- und Werbefreiheit auf allen 
Websites, die mit Contentpass kooperieren 

 

Das PUR-Modell ist websiteübergreifend 

 

Die Website erhält eine Entschädigung für 
entgangene Werbeeinnahmen von Nutzern, 
die diese Variante verwenden. 

Es bleibt dem jeweiligen Angebot 
überlassen, inwieweit granulare 
Konfigurationen der Zustimmung 
möglich sind. 

Contentpass bietet kein 
Inhaltsabonnement an.  

Neben dem Weg der  
Zustimmung und dem Weg 
des PUR-Contentpass-
Abonnements könnte das 
Angebot  
jedoch auch einen dritten Weg 
anbieten, bei dem das 
Vertragsverhältnis mit dem 
Angebot besteht und 
zusätzliche Inhalte und PUR-
Funktionalitäten umfasst. 

Zustimmungsrate > 
99 % 

Abschluss von 
PUR-Abonnements 
≈ 1 % 

Quelle: 
Contentpass 

Contentpass: 2,99 € pro 
Monat 

Variante 4 
 
Freechoice 

Kostenfrei weiterlesen 
(Art. 6 Abs. 1 lit. a) 
DSGVO). 

Ein Login – viele 
Tracking-freie Angebote! 
Online-Privatsphäre hier 
und wo auch immer Sie 

Freechoice ermöglicht vollständige Tracking- 
und Werbefreiheit auf allen Websites, die mit 
Freechoice kooperieren 

Es bleibt dem jeweiligen Angebot 
überlassen, inwieweit granulare 

Freechoice bietet kein 
Inhaltsabonnement an.  

Zustimmungsrate > 
99 % 

Freechoice: 2,99 € 
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im Freechoice-Angebot 
unterwegs sind. 

 

Das PUR-Modell ist websiteübergreifend 

 

Die Website erhält den Großteil der 
eingenommenen Erlöse.  

Konfigurationen der Zustimmung 
möglich sind. 

Abschluss von 
PUR-Abonnements 
≈ 1 % 

Quelle: Traffective 

Variante 5 
 
Krone 

Weiterlesen mit 
Werbung (Art. 6 Abs. 1 
lit. a) DSGVO). 

 

PUR-Abonnement 
abschließen 
(kostenpflichtiger Vertrag 
für Tracking-Freiheit). 

Laut Aussagen der verantwortlichen 
Personen seitens der österreichischen 
Aufsichtsbehörden veröffentlicht. 

Das Modell könnte aus Sicht der deutschen 
Datenschutzaufsichtsbehörden nach der 
DSK-Entscheidung (März 2023) in Ordnung 
sein. 

Auf der zweiten Ebene des CMP 
hat der Nutzer die Möglichkeit 
einer granularen Einwilligung. 
Hier können alle Kategorien von 
Zwecken, mit Ausnahme der 
Kategorie der personalisierten 
Werbung, abgelehnt werden. 

 

Unabhängig vom Abschluss 
des PUR-Abonnements ist es 
möglich, ein Paid-Content-
Abonnement für zusätzliche 
Inhalte abzuschließen. Paid-
Content-Abonnenten erhalten 
bei Abschluss des PUR-
Modells einen Rabatt. 

Zustimmungsrate 
für alle Zwecke > 94 
% 

Fazit PUR-
Abonnements < 1 
% 

Zustimmung zu 
obligatorischen 
Zwecken, zweite 
Stufe zwischen 2-5 
%. 

Quelle: Gespräche 
mit Experten und 
Schätzungen auf 
bekannten 
Datenbasen. 

Krone: Kostenfrei, 
Anmeldung erforderlich. 

 

Variante 6 

Rheinische 
Post 

Weiter mit RP basic (Art. 
6 Abs. 1 lit. b) DSGVO). 

Abonnieren Sie PUR: 
Schließen Sie einen 
Vertrag ab, um kein 
personalisiertes Ad-
Tracking und ein stark 
werbereduziertes 
Angebot zu erhalten, 
sowie zusätzliche 
Funktionen und 
Premium-Inhalte gegen 
eine Gebühr in einem 
Abonnement namens 
RP+. 

Beide Wege werden als Vertrag mit dem 
Nutzer geschlossen und beruhen jeweils auf 
Art. 6 (1) lit. b) DS-GVO. 

Es handelt sich nicht um ein PUR-Modell, 
sondern um zwei vertragliche Beziehungen, 
die den Zugriff auf die Seite ermöglichen. 

 

Nein Bei der Rheinischen Post wird 
nur ein RP+-Abonnement 
angeboten, das den Zugang 
zu zusätzlichen Inhalten und 
PUR-Features beinhaltet. 

Zustimmungsraten 
> 95 % 

Fertigstellung RP+ 
zwischen 2- 5 % 

Quelle: Gespräche 
mit Experten und 
Schätzungen auf 
bekannten 
Datenbasen. 

RP+: 1 € pro Woche, 
nach 52 Wochen 2 € pro 
Woche 

Nach unserem 
Kenntnisstand beruhen 
die Preise weitgehend 
auf der Marktpraxis. 
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1. Hintergrundinformationen 
 

Die PUR-Modelle haben sich aus den veränderten regulatorischen Rahmenbedingungen und 

wirtschaftlichen Notwendigkeiten der Anbieter von digitalen Diensten in Europa entwickelt. Seit 

dem Inkrafttreten der DSGVO im Jahr 2018 gab es diverse Gesetzgebungsverfahren wie das 

TTDSG und diverse Positionierungen relevanter Stakeholder zu der Ausgestaltung von 

Einwilligungsbannern und den rechtlichen Spielräumen für Diensteanbieter. 

 

 
Abbildung 1: Regulatorische Entwicklungen in der Europäischen Union (exemplarisch) 

 

Die regulatorischen Entwicklungen stellen die Digitalbranche in Europa vor nie dagewesene 

Herausforderungen. Der technische Druck seitens Browserherstellern und Anbietern mobiler 

Betriebssysteme, zum Beispiel Cookies von Drittanbietern zu blockieren, IP-Adressen zu 

maskieren und immer umfassendere Privatsphäre-Einstellungen einzuführen, trägt nicht zur 

Entspannung der Situation bei.  

Darüber hinaus haben die europäischen Aufsichtsbehörden, insbesondere die Behörden in 

Frankreich und Deutschland, seit Ende 2021 begonnen, die Geschäftsmodelle von Unternehmen 

der Medien- und Digitalbranche intensiv zu beleuchten. Dazu gehören nicht nur 

Datenschutzaufsichtsbehörden, sondern auch Verbraucherschützer und Datenschutzaktivisten. In 

Deutschland stehen vor allem Inhalteanbieter im Fokus, die sich zum Teil über 

zielgruppenspezifische Werbung finanzieren. In diesem Zusammenhang steht die Einholung von 

Einwilligungen durch sogenannte Einwilligungsbanner auf Websites im Mittelpunkt der 

Betrachtung.  

Bevor die Diskussion über die Gestaltung von Einwilligungsbannern und insbesondere des 

Ablehnungsbuttons auf der ersten Ebene begann, konnten die Nutzer in der Regel auf der ersten 

Ebene ihre Einwilligung geben und auf der zweiten Ebene die Datenverarbeitung individuell 

konfigurieren oder ablehnen. Es gibt weiterhin juristische Argumente gegen die Opt-out-

Schaltfläche auf der ersten Ebene, die hier nicht weiter erörtert werden sollen. In diesem 

Zusammenhang wird auf die Veröffentlichung des BVDW „Alles ablehnen“-Button verwiesen. Es 

scheint, dass sich die europäischen Aufsichtsbehörden in dieser Frage weitgehend einig sind und 

die ersten Gerichtsverfahren in Deutschland zeigen in eine ähnliche Richtung. Allerdings ist gegen 

https://www.bvdw.org/fileadmin/bvdw/upload/publikationen/20211129_BVDW_Stellungnahme_AllesablehnenButton.pdf
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diese ersten Urteile teilweise Einspruch eingelegt worden. Die Einführung eines entsprechenden 

Opt-out-Buttons auf der ersten Ebene von Einwilligungsbannern kann zu Einbußen bei den 

Einwilligungsraten von bis zu 40 Prozent führen. 

Die Forderung nach einem Alles-ablehnen-Button auf der ersten Ebene von Einwilligungsbannern 

seitens der Datenschutzaufsichtsbehörden und Verbraucherschützer sowie die Bedeutung der 

einwilligungspflichtigen Datenverarbeitung für datengetriebene Geschäftsmodelle haben Anbieter 

digitaler Inhalte und Dienste dazu veranlasst, sogenannte PUR-Modelle einzuführen. Ziel ist es, 

einerseits datenschutzkonform zu handeln und andererseits die Finanzierung der eigenen Inhalte 

und Dienste sicherzustellen. 

Beim PUR-Modell werden dem Nutzer beim Aufruf der Website über ein Banner verschiedene 

Optionen angeboten, wie er die Inhalte und Leistungen des Angebots nutzen kann. Das klassische 

PUR-Modell bietet in der Regel zwei alternative Wege an. Daher kann die Lösung auch als 

Wegemodell bezeichnet werden. Entweder er gibt sein Einverständnis zu Werbung und Tracking 

oder die Nutzer zahlen einen Geldbetrag für die tracking- und weitestgehend werbefreie Nutzung 

des Angebots. Die Nutzer können also nach eigenem Ermessen entscheiden, ob sie zum Beispiel 

für ein journalistisches Angebot Geld bezahlen oder es entgeltfrei nutzen möchten, indem sie das 

Einverständnis zu Werbung und Tracking geben.  

Beim PUR-Modell wird sowohl das Interesse des Nutzers an einer tracking- und ggf. werbefreien 

Nutzung der Website als auch das wirtschaftliche Interesse des Anbieters berücksichtigt, seine 

Inhalte und Dienste nicht kostenlos zur Verfügung stellen zu müssen. In der Praxis wird den 

Nutzern am häufigsten die Zahlung einer monatlichen Pauschale angeboten, um die Inhalte der 

betreffenden Website frei von Tracking oder Werbung nutzen zu können. 
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2. Analyse der bestehenden PUR-Modelle auf dem Markt 
 

Derzeit werden auf dem Markt verschiedene Varianten von PUR-Modellen angeboten, die sich 

anhand verschiedener Kriterien unterscheiden. 

 

a) Unterscheidungskriterien 
 

Die Unterscheidungskriterien werden im Folgenden erläutert: 

- Verknüpfung mit zusätzlichen kostenpflichtigen Diensten: Die ursprüngliche Form des 

PUR-Modells bietet die Möglichkeit der tracking- und weitestgehend werbefreien Nutzung von 

Inhalten ohne weitere Servicekomponenten. Teilweise wird das PUR-Abo zu einem reduzierten 

Preis für Bestandskunden angeboten. Weitere denkbare Servicekomponenten sind zusätzliche 

Inhalte (Paid Content) und Services, die im Rahmen des PUR-Abos bezogen werden können. 

- Trackingfreiheit mit oder ohne Werbefreiheit: Die einzelnen PUR-Varianten unterscheiden 

sich dadurch, dass sie entweder eine trackingfreie Nutzung nur mit unpersonalisierter Werbung 

oder eine tracking- und werbefreie Nutzung anbieten, wobei es auch unterschiedliche Modelle 

hinsichtlich des verbleibenden Werbevolumens gibt. 

- Websiteübergreifende PUR-Varianten: Neben den websitespezifischen PUR-Modellen gibt 

es auch websiteübergreifende PUR-Modelle. Bei diesen Modellen schließt der Nutzer ein PUR-

Abonnement bei einem Dritten ab und erhält im Rahmen des Abonnements einen tracking- und 

werbefreien Zugang auf einer Vielzahl von angeschlossenen Websites. 

- Granularität der Zustimmung: Als weiteres Kriterium wird derzeit seitens der Datenschutz-

aufsichtsbehörden die Granularität der Einwilligung diskutiert. Die am Markt überwiegend 

angebotenen PUR-Modelle bieten keine Möglichkeit, bestimmte Kategorien der 

Datenverarbeitung an- oder abzuwählen. Nur vereinzelte PUR-Varianten bieten bisher eine 

eingeschränkte granulare Konfigurationsmöglichkeit an. 

- Berufung auf unterschiedliche Rechtsgrundlagen: Einige im Markt angebotenen PUR-

Varianten beruhen nicht auf der Einwilligung, sondern auf der Rechtsgrundlage des Vertrages 

und unterscheiden sich damit in Art und Umfang der bereitgestellten datenschutzrelevanten 

Informationen. 

 

Allen Varianten ist gemeinsam, dass die Nutzer um eine Einwilligung in eine zustimmungspflichtige 

Datenverarbeitung gebeten werden und ihnen alternativ gegen Bezahlung eine tracking- und 

teilweise werbefreie Nutzung der Inhalte angeboten wird. In einigen Fällen werden den Nutzern 

auch zusätzliche Möglichkeiten zur Nutzung der Website angeboten, zum Beispiel durch ein 

erweitertes Angebot mit zusätzlichen Inhalten. 

Im folgenden Abschnitt werden die wichtigsten auf dem Markt befindlichen PUR-Varianten 

vorgestellt. Dargestellt werden die wichtigsten Unterscheidungsmerkmale, zudem gibt es eine 

bildliche Darstellung und weitere relevante Informationen zu den Modellen. 

 

b) Variante 1 (Spiegel, Zeit, T-Online) 
 

Bei den Modellen Spiegel, Zeit und T-Online haben die Nutzer die Wahl, entweder die kostenlosen 

Artikel der Website mit Werbung und Tracking zu konsumieren oder ein PUR-Abonnement 

abzuschließen. Beim PUR-Abo geht es um die Abwesenheit von Werbung und Tracking. Was 

dabei unter größtmöglicher Freiheit zu verstehen ist, variiert und muss in den Modellen im Detail 
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betrachtet werden. In der Regel geht es immer darum, keine Daten an Werbetreibende 

weiterzugeben und Werbetracking auszuschließen. Unabhängig vom PUR-Abo ist es bei Spiegel 

und Zeit möglich, ein Paid-Content-Abo für zusätzliche Inhalte abzuschließen. Paid-Content-

Abonnenten erhalten beim Abschluss des PUR-Modells einen Rabatt. Das PUR-Modell gilt nur für 

die betreffende Website. 

 

  
Abbildung 2: Erste Ebene des PUR-Banners des Spiegels (Juli 2023) 

 

Die Motivation der Anbieter von PUR-Modellen kann sowohl in der Erzielung von Einnahmen aus 

dem PUR-Abo liegen oder in der Stabilisierung der Consent-Raten, um weiterhin 

einwilligungspflichtige Datenverarbeitungen und somit die Refinanzierung des Angebotes zu 

ermöglichen. 

 

c) Variante 2 (Bild) 
 

Bei dem Modell von BILD.de haben die Nutzer ebenfalls die Wahl, entweder die kostenlosen Artikel 

der Website mit Werbung und Tracking zu konsumieren oder ein PUR-Abonnement 

abzuschließen. Beim PUR-Abo wird der Fokus auf das Tracking gelegt und es wird keine Werbung 

über den Adserver ausgespielt. Lediglich native Werbung und Eigenwerbung werden über das 

Content-Management-System (CMS) ausgespielt. 

Die wichtigsten Fakten auf einen Blick: 

- Weg 1: Weiterlesen mit Tracking und 

Werbung (Art. 6 Abs. 1 lit. a) DSGVO). 

- Weg 2: Abschluss eines PUR-

Abonnements (kostenpflichtiger Vertrag 

zur Befreiung von Tracking und Werbung). 

- Über beide Wege erhält der Nutzer Zugang 

zu den kostenlosen Inhalten der Website 

- Unabhängig vom Abschluss des PUR-

Abos ist es möglich, ein Paid-Content-

Abonnement für zusätzliche Inhalte 

abzuschließen. Paid-Content-Abonnenten 

erhalten bei Abschluss des PUR-Modells 

einen Rabatt. 

- Das PUR-Modell gilt nur für die betreffende 

Website. 
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Abbildung 3: Erste Ebene des PUR-Banners von BILD.de (Juli 2023) 

 

 

d) Variante 3 (Contentpass) 
 

Contentpass ist eine websiteübergreifende und unabhängige PUR-Lösung. Das Contentpass-Abo 

bietet den Nutzern websiteübergreifende PUR-Funktionalitäten in einem an. Contentpass ist auf 

über 260 Websites vertreten, neben Deutschland, Österreich und der Schweiz mittlerweile auch in 

Frankreich, Italien und Luxemburg. 

Contentpass bietet seinen Service für alle auf dem Markt befindlichen Websites an. Der Großteil 

der Consent-Management-Plattformen (CMP) bietet komfortable Integrationsmöglichkeiten an. 

Das Angebot, das den Dienst integriert, erhält von Contentpass eine Vergütung für den durch 

Contentpass-Nutzer generierten Traffic auf der eigenen Website. Somit werden alle Nutzer, die die 

Inhalte oder Dienste des Angebots nutzen, monetarisiert: die Mehrheit der Nutzer über 

zielgruppenspezifische Werbung und die Contentpass-Nutzer über eine Vergütung für entgangene 

Werbeerlöse. 

Im Oktober 2022 hat Contentpass den Preis für die Nutzer von 1,99 € auf 2,99 € erhöht, was für 

das Wachstum des Modells spricht. Für den Websitebetreiber ist die Integration einfach zu 

gestalten und es fallen keine Entwicklungskosten an. Contentpass prüft regelmäßig die Angebote 

im Portfolio und garantiert den Nutzern, dass diese frei von Werbung und Tracking sind. Das 

Unternehmen prüft insbesondere, inwieweit Drittanbieter ohne Zustimmung geladen werden. 

Eigenwerbung ist auf den Websites weiterhin erlaubt. 

Contentpass ist von der Rechtskonformität des Modells überzeugt und steht daher den 

Contentpass-Publishern als starker Partner für Anfragen von Behörden und Betroffenen zur 

Verfügung. Eine kontinuierliche Weiterentwicklung des Modells und dessen 

Die wichtigsten Fakten auf einen Blick: 

- Wie bei Variante 1 mit der Ausnahme, dass 

keine allgemeine Werbefreiheit, sondern 

nur Tracking-Freiheit geboten wird.  

- Weg 1: Weiterlesen mit Tracking (Art. 6 

Abs. 1 lit. a) DSGVO). 

- Weg 2: Schließen Sie ein PUR-

Abonnement ab (kostenpflichtiger Vertrag 

für Tracking-Freiheit). 
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Datenschutzkonformität ist daher gewährleistet. So können die Publisher beispielsweise 

entscheiden, inwieweit die Granularität auf der Zweckebene ausgestaltet wird.  

 
Abbildung 5: Erste Ebene des PUR-Bildschirms des Tagesspiegels (Juli 2023) 

 

Es gibt eine modifizierte Variante, die eine Mischung aus dem websiteübergreifenden Modell von 

Contentpass und einem eigenständigen PUR-Modell darstellt. Bei dieser Variante gibt es neben 

dem Weg der Zustimmung zu Werbung und Tracking und dem Contentpass-Abonnement auch ein 

separates Angebot des Diensteanbieters, das PUR-Funktionen mit zusätzlichen Inhalten verknüpft. 

 

 
Abbildung 6: Erste Ebene des PUR-Bildschirms der Radsport-Nachrichten (Juli 2023) 

 

Die wichtigsten Fakten auf einen Blick: 

- Weg 1: Weiterlesen mit Werbung und 

Tracking (Art. 6 Abs. 1 lit. a) DSGVO). 

- Weg 2: Abschluss eines PUR-

Abonnements (kostenpflichtiger Vertrag 

zur Befreiung von Tracking und Werbung). 

- Der „Contentpass“ ermöglicht vollständige 

Tracking- und Werbefreiheit auf allen 

Websites, die mit Contentpass 

kooperieren. 

- Das PUR-Modell ist websiteübergreifend. 

- Die Website erhält eine Entschädigung für 

entgangene Werbeeinnahmen von 

Nutzern, die diese Variante verwenden. 
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e) Variante 4 (Freechoice) 
 

Freechoice ist ebenfalls eine websiteübergreifende PUR-Lösung, welche durch den Vermarkter 

und Consent-Management-Anbieter Traffective angeboten wird. Das Freechoice-Abo bietet den 

Nutzern websiteübergreifende PUR-Funktionalitäten auf allen Partnerwebsites in einem an.  

Freechoice bietet seinen Service insbesondere den Websites des eigenen Traffective-Netzwerkes 

an. Das Angebot, das den Dienst integriert, erhält von Freechoice eine Vergütung für den durch 

Freechoice-Nutzer generierten Traffic auf der eigenen Website. Somit werden alle Nutzer, die die 

Inhalte oder Dienste des Angebots nutzen, monetarisiert: die Mehrheit der Nutzer über 

zielgruppenspezifische Werbung und die Freechoice-Nutzer über eine Vergütung für entgangene 

Werbeerlöse. 

 

Abbildung 7: Erste Ebene des PUR-Bildschirms der Kreiszeitung (Juli 2023) 

 

f) Variante 5 (Krone, HEISE, Braunschweiger Zeitung) 
 

Beim Modell der Krone in Österreich hat der Nutzer wie bei den vorherigen Modellen die Wahl 

zwischen zwei Optionen. Der Unterschied besteht jedoch darin, dass der Nutzer auf einer zweiten 

Ebene des Einwilligungsbanners auch für einen großen Teil der Zwecke keine Einwilligung erteilen 

und das Angebot trotzdem besuchen kann und somit eine dritte Wahlmöglichkeit hat. Die Zwecke 

„Erforderliche Datenverarbeitung“ und „Werbung“ können jedoch nicht abgewählt werden.  

Diese Variante wird ebenfalls bei der deutschen Nachrichtenseite HEISE und der Braunschweiger 

Zeitung in Niedersachsen eingesetzt. Die Modelle unterscheiden sich jedoch dahingehend, in 

welcher Form die granulare Konfigurationsmöglichkeit angeboten wird und welche Konsequenz 

das Abwählen bestimmter Zwecke nach sich zieht. Das Modell von HEISE und der Braunschweiger 

Zeitung wurde in Zusammenarbeit mit der niedersächsischen Aufsichtsbehörde entwickelt.  

 

Die wichtigsten Fakten auf einen Blick: 

- Weg 1: Weiterlesen mit Werbung und Tracking  

(Art. 6 Abs. 1 lit. a) DSGVO i.V. mit § 327 III BGB) 

(Zahlen mit Daten). 

- Weg 2: Abschluss eines PUR-Abonnements 

(kostenpflichtiger Vertrag, Nutzung der Seite ohne 

Tracking, trackingfreie Werbung bleibt möglich). 

- Das PUR-Modell ist websiteübergreifend auf allen 

Freechoice-Partnerseiten verfügbar. 

- Die Website erhält eine Entschädigung für 

entgangene Werbeeinnahmen von Nutzern, die 

diese Variante verwenden. 
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Abbildung 8: Erste Ebene des PUR-Bildschirms der Krone (Juli 2023) 

 

g) Variante 6 (Rheinische Post) 
 

Das Modell der Rheinischen Post unterscheidet sich aus mehreren Gründen von den bisher 

vorgestellten Modellen. Zum einen basierten die bisherigen Modelle alle auf der Einholung einer 

Einwilligung nach Art. 6 Abs. 1 lit. a) DSGVO im Falle des unentgeltlichen Zugangs. Die Rheinische 

Post geht hier einen anderen Weg und schließt einen Nutzungsvertrag mit den Nutzern ab.  

Außerdem hat die Rheinische Post kein separates PUR- und Paid-Content-Abo, sondern nur das 

RP+-Abo, das sowohl Premium-Content als auch PUR-Funktionen enthält. Dies ist insofern 

spannend, als dass die RP nach der Auffassung des Autors keine wirkliche Alternative zum 

Einwilligungsweg bietet, da es sich bei der RP+ um ein völlig anderes Produkt mit umfangreicheren 

Leistungen handelt. Das bedeutet, dass sich eine rechtliche Bewertung weniger auf die Frage der 

Freiwilligkeit der Einwilligung konzentrieren müsste, sondern mehr auf die Frage, welche 

Datenverarbeitung durch einen Vertrag abgedeckt werden kann. 

 

Die wichtigsten Fakten auf einen Blick: 

- Weg 1: Weiterlesen mit Werbung (Art. 6 

Abs. 1 lit. a) DSGVO). 

- Auf der zweiten Ebene des CMP hat der 

Nutzer die Möglichkeit einer granularen 

Einwilligung. Hier können alle Kategorien 

von Zwecken, mit Ausnahme der Kategorie 

der personalisierten Werbung, abgelehnt 

werden. 

- Weg 2: Abschluss eines PUR-

Abonnements (Vertrag über Tracking und 

Werbefreiheit, kostenpflichtig). 

- Unabhängig vom Abschluss des PUR-

Abonnements ist es möglich, ein Paid-

Content-Abonnement für zusätzliche 

Inhalte abzuschließen. Paid-Content-

Abonnenten erhalten bei Abschluss des 

PUR-Modells einen Rabatt. 
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Abbildung 9: Erste Ebene des PUR-Bildschirms der Rheinischen Post (Juli 2023) 

 

Die wichtigsten Fakten auf einen Blick 

- Weg 1: Weiterlesen mit Werbung (Art. 6 Abs. 1 lit. b) DSGVO). 

- Weg 2: PUR-Abonnement abschließen: Vertrag für Tracking und Werbefreiheit sowie 

zusätzliche Funktionen und Premium-Inhalte gegen Gebühr. 

- Sowohl Weg 1 (unentgeltliche Nutzung der Inhalte) als auch Weg 2 werden als Vertrag mit dem 

Nutzer geschlossen und beruhen jeweils auf Art. 6 (1) lit. b) DSGVO. 

 

Zusätzlich zu den oben skizzierten PUR-Varianten bieten einige Websitebetreiber weitere Modelle 

für alternative Zugangsmöglichkeiten an. Bei einer Variante können die Nutzer beispielsweise 

wählen zwischen der Einwilligung in den Einsatz von Cookies und vergleichbaren Tracking-

Technologien für personalisierte Werbung oder einem alternativ angebotenen Werbevideo, das sie 

aus einem Angebot von mehreren Videos auswählen können. Durch die Werbevideos können 

Websitebetreiber zusätzliche Werbeeinnahmen zur Finanzierung ihrer Inhalte generieren. 
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3. Datenschutzrechtliche Fragestellungen 
 

Jedes einzelne PUR-Modell muss in gesonderter Form auf seine Rechtmäßigkeit hin geprüft 

werden. Grundsätzlich stellt sich zunächst für alle Varianten die Frage, ob die Freiwilligkeit für die 

datenschutzrechtliche Wirksamkeit der Einwilligung nach Art. 4 Nr. 11 DSGVO erfüllt ist.  

Das PUR-Abonnement steht in direktem Zusammenhang mit der Cookie-Wall. Beim Einsatz einer 

Cookie-Wall wird die Nutzung digitaler Inhalte und Services von der Einwilligung in die Integration 

von Cookies und vergleichbaren Technologien abhängig gemacht. Das PUR-Abonnement ist die 

Alternative zu dieser Einwilligung und stellt sicher, dass der Dienst bei Nichterteilung der 

Einwilligung nicht gesperrt wird, sondern eine weitere Zugangsmöglichkeit besteht. Die 

Verwendung einer reinen Cookie-Wall, ohne dem Nutzer eine Alternative anzubieten, wird von 

zahlreichen Stimmen in der Literatur und den Aufsichtsbehörden wegen der fehlenden Freiwilligkeit 

der Einwilligung als rechtswidrig angesehen.  

Für alle PUR-Modelle stellt sich daher zunächst die rechtliche Frage, ob bzw. inwieweit die Nutzung 

einer Website von der Einwilligung in den Einsatz von Cookies und anderen Tracking-Technologien 

abhängig gemacht werden kann. Würde die Freiwilligkeit der Einwilligung voraussetzen, dass der 

angebotene Dienst alternativ auch ohne den Einsatz von Cookies oder anderen Tracking-

Mechanismen kostenlos genutzt werden kann, gäbe es für die Nutzer keinen Grund mehr, ein 

kostenpflichtiges PUR-Abonnement abzuschließen. Der von den Diensteanbietern verfolgte 

Zweck, mit den PUR-Modellen die jeweiligen Online-Angebote zu finanzieren, wäre damit hinfällig 

und es würde ein signifikanter Eingriff in die Privatautonomie und Berufsfreiheit der jeweiligen 

Anbieter erfolgen. 

Gemäß Erwägungsgrund 42 Satz 5 der DSGVO „sollte von einer freiwilligen Einwilligung nur dann 

ausgegangen werden, wenn (die betroffene Person) eine echte Wahlmöglichkeit hat und somit in 

der Lage ist, die Einwilligung zu verweigern oder zu widerrufen, ohne dass ihr dadurch Nachteile 

entstehen“. Gemäß Erwägungsgrund 43 Abs. 1 DSGVO schließt ein „eindeutiges Ungleichgewicht“ 

zwischen der betroffenen Person und dem für die Verarbeitung Verantwortlichen die Freiwilligkeit 

der Einwilligung aus. 

Grundsätzlich kann nicht von einem Ungleichgewicht zwischen Websiteanbietern und Nutzern 

ausgegangen werden, denn anders als im Verhältnis zwischen Behörden und Bürgern gibt es bei 

privatwirtschaftlichen Online-Diensten aufgrund der Vielzahl vergleichbarer Dienste in der Regel 

Umgehungsmöglichkeiten. 

Bei der Beurteilung, ob z. B. die Marktstellung eines Anbieters von Nachrichteninhalten die 

Entscheidungsfreiheit des Nutzers erheblich einschränkt, ist die Bedeutung des Angebots für den 

Nutzer entscheidend. Eine Einschränkung der Entscheidungsfreiheit wäre anzunehmen, wenn der 

Nutzer auf das Angebot angewiesen ist, weil das betreffende Unternehmen marktbeherrschend ist. 

Auch wenn es sich bei dem betreffenden Unternehmen um eine große Plattform mit vielen Nutzern 

handelt, schließt dies die Möglichkeit einer gleichwertigen Alternative durch andere 

Marktteilnehmer nicht aus und entkräftet damit nicht die Freiwilligkeit der Einwilligung. Auch für 

Unternehmen mit einer starken Marktstellung gilt die Privatautonomie und es lässt sich vor dem 

Hintergrund der Berufsfreiheit keine Verpflichtung ableiten, Angebote kostenlos zur Verfügung zu 

stellen. 

Nach Ansicht der DSK reicht eine vergleichbare Auswahl oft nicht aus, um die Freiwilligkeit zu 

bejahen, da diese von einem vergleichbaren Angebot anderer Marktteilnehmer und dessen 
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subjektiver Einordnung durch die betroffene Person abhänge. Diese Auffassung überzeugt nicht, 

insbesondere angesichts der objektiv bewertbaren Angebotsvielfalt, die eine „Prüfung des 

Marktgeschehens“ überflüssig macht. Zudem ist die Sichtweise der DSK nicht mit dem 

Gesetzeswortlaut der DSGVO vereinbar, in welcher, im Vergleich zu § 28 Abs. 3 BDSG-alt, explizit 

diese Formulierung fehlt. 

Im Rahmen des Rechtsgutachtens „HERAUSFORDERUNGEN FÜR TELEMEDIENANBIETER 

BEI DER COMPLIANCE MIT DEN VORGABEN DES TTDSG UND DER DS-GVO“ von Prof. Dr. 

Jürgen Kühling vertritt dieser ebenfalls die Auffassung, dass der Schutzzweck des 

Freiwilligkeitsgebots gerade dann nicht greife, wenn der Einzelne auf andere, gleichwertige 

Angebote auf dem Markt zurückgreifen kann. Nach der herrschenden Meinung in der Literatur ist 

eine Identität der Angebote nicht erforderlich. Außerdem ist zu beachten, dass selbst bei dem 

Erfordernis der Identität noch nicht von einer Unzulässigkeit von PUR-Modellen ausgegangen 

werden kann, da eine Zahlalternative, die identische Inhalte anbietet, bei entsprechender 

Preisgestaltung eine echte Wahlmöglichkeit für den Nutzer darstellt. 

 

a) Position der deutschen Datenschutzaufsichtsbehörden 

 

Die Datenschutzkonferenz (DSK) hat im Arbeitskreis Medien eine einheitliche Position zu PUR-

Modellen entwickelt. Diese Position wurde am 22. März 2023 in der Entschließung Bewertung von 

PUR-Abomodellen auf Websites veröffentlicht. 

Für die DSK sind PUR-Modelle rechtlich möglich. Diese schränkt aber ein und beurteilt die 

Zulässigkeit von PUR-Modellen anhand von drei Kriterien: 

- Gleichwertige Alternative: Das PUR-Abonnement muss eine gleichwertige Alternative zu 

dem Dienst sein, den die Nutzer durch ihre Zustimmung zu Tracking und Werbung erhalten 

(Absatz 1). 

- Rechtskonformität der Einwilligung: Die in der DSGVO normierten 

Wirksamkeitsanforderungen an Einwilligungen, d. h. insbesondere die in Art. 4 Nr. 11 sowie 

Art. 7 DSGVO, müssen erfüllt sein (Absatz 1). 

- Granularität der Einwilligung: Die Nutzer müssen die Möglichkeit haben, den verschiedenen 

Zwecken der Datenverarbeitung auf granularer Basis zuzustimmen oder nicht (Absatz 4). 

 

Die DSK beurteilt die Gleichwertigkeit des PUR-Abonnements einerseits danach, dass hinter dem 

PUR-Abonnement der gleiche Inhalt und die gleichen Dienste stehen (Absatz 1), und andererseits 

danach, dass PUR-Abonnenten dafür eine marktübliche Gebühr bezahlen (Absatz 2). Bei einer 

ersten Durchsicht der Entscheidung scheint es, dass die DSK die Beurteilung der Gleichwertigkeit 

stärker vom Preis abhängig macht als die CNIL, die sich nicht in die Preisgestaltung einmischen 

will, sondern die Verantwortung beim Anbieter des Dienstes sieht.  

Hintergrundgespräche mit Aufsichtsbehörden haben bereits seit einiger Zeit gezeigt, dass diese 

von ihrer ursprünglichen Position abweichen und PUR-Abonnements grundsätzlich akzeptieren. 

Bislang haben diese die rechtliche Zulässigkeit in erster Linie danach beurteilt, ob der Nutzer neben 

der Einwilligung in die gesamte Datenverarbeitung und dem Abonnement von PUR auch die 

Möglichkeit hat, auf einer zweiten Ebene Zwecke und Verarbeitung granular an- und abzuwählen. 

Die zugrundeliegende Logik bestand darin, dass die Aufsichtsbehörden nach Auffassung des 

Autors den Einwilligungspfad getrennt vom PUR-Abonnement beurteilen, anstatt das gesamte 

https://datenschutzkonferenz-online.de/media/ko/13b_Kuehling-Sauerborn-Gutachten-ZAW-25-26-TTDSG-final.pdf
https://datenschutzkonferenz-online.de/media/ko/13b_Kuehling-Sauerborn-Gutachten-ZAW-25-26-TTDSG-final.pdf
https://datenschutzkonferenz-online.de/media/pm/DSK_Beschluss_Bewertung_von_Pur-Abo-Modellen_auf_Websites.pdf
https://datenschutzkonferenz-online.de/media/pm/DSK_Beschluss_Bewertung_von_Pur-Abo-Modellen_auf_Websites.pdf
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PUR-Modell zu betrachten. Obwohl der Wortlaut von Art. 6 Abs. 1 a) DSGVO „Die betroffene 

Person hat in die Verarbeitung sie betreffender personenbezogener Daten für einen oder mehrere 

festgelegte Zwecke eingewilligt“ nahelegt, dass mehrere Zwecke in einem Einwilligungsfall 

enthalten sein können, halten die deutschen Aufsichtsbehörden an der eigenen Position fest. 

Inzwischen gibt es in Deutschland Aufsichtsbehörden, die akzeptieren, dass nur ein Teil der 

Datenverarbeitungsvorgänge auf der zweiten Stufe abgewählt werden kann und dass z. B. die 

Datenverarbeitungen für die Werbefinanzierung einer zwingenden Einwilligung unterliegen 

müssen, wie beispielsweise die Hamburger Datenschutzaufsichtsbehörde. 

Andere Behörden, wie z. B. die niedersächsische, erwarteten bis vor kurzem, dass alle Zwecke 

separat abwählbar sein müssen. Diese Sichtweise führt dazu, dass die niedersächsische Behörde 

einen freien Zugang zu den Inhalten und Diensten des Angebots fordert, der weder durch Werbung 

und Tracking noch durch ein PUR-Abo refinanziert werden kann. Würde man diese Logik zu Ende 

denken, würde dies bedeuten, dass alle Inhalte und Dienste hinter Bezahlschranken verschwinden 

würden. 

 

b) Standpunkt des Europäischen Datenschutzausschusses (EDPB) 

 

Der Europäische Datenschutzausschuss (EDPB) hat sich bereits im Jahr 2020 zum Thema Cookie-

Walls geäußert und seinen Standpunkt dazu präzisiert. An dieser Stelle ist festzuhalten, dass es 

sich bei den Begriffen PUR und Cookie-Wall nicht um Synonyme handelt. Unter einer Cookie-Wall 

wird eine Abfrage der Einwilligung verstanden, welche die Voraussetzung zum Besuch der Website 

darstellt, ohne dass ein alternativer Zugangsweg angeboten wird. In seinen Leitlinien 05/2020 zur 

Einwilligung nach der Verordnung 2016/679 vertritt das EDPB die Auffassung (Rn. 38, 39), dass 

Cookie-Walls als unzulässig einzustufen sind, wenn keine angemessene Alternative (Rn. 40, 41) 

angeboten wird. Dies kann auch so verstanden werden, dass Cookie-Walls mit einem alternativen 

Weg, also PUR-Modelle, zulässig sind, wenn der für die Verarbeitung Verantwortliche eine 

angemessene Alternative anbietet.  

Auch der Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit in Deutschland 

äußert sich in diesem Zusammenhang. Er hält Cookie-Walls für zulässig, wenn „ein vergleichbarer 

Dienst auch ohne Tracking angeboten wird, zum Beispiel als kostenpflichtiger Zugang zum Online-

Angebot.“ 

Nach dem Kenntnisstand des BVDW soll auf europäischer Ebene im EDPB eine aktualisierte 

Position zu den PUR-Modellen erarbeitet werden.  

 

c) Position der österreichischen Datenschutzaufsichtsbehörde 

 

Am 11. April 2023 veröffentlichte die österreichische Aufsichtsbehörde eine Entscheidung zu einem 

Verfahren zwischen der Nachrichten-Website derStandard in Österreich und der 

Datenschutzorganisation NOYB im Rahmen einer Beschwerde gegen das PUR-Modell von 

derStandard. 

 

Zunächst einmal ist es interessant, wie unterschiedlich derStandard 

(https://www.derstandard.at/consent/tcf/story/2000145408709/datenschutzbehoerde-bestaetigt-

https://edpb.europa.eu/sites/default/files/files/file1/edpb_guidelines_202005_consent_en.pdf
https://edpb.europa.eu/sites/default/files/files/file1/edpb_guidelines_202005_consent_en.pdf
https://www.derstandard.at/consent/tcf/story/2000145408709/datenschutzbehoerde-bestaetigt-dass-pur-abo-des-standard-rechtmaessig-ist
https://www.derstandard.at/consent/tcf/story/2000145408709/datenschutzbehoerde-bestaetigt-dass-pur-abo-des-standard-rechtmaessig-ist
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dass-pur-abo-des-standard-rechtmaessig-ist) und NOYB (https://noyb.eu/en/pay-or-okay-

beginning-end) die Entscheidung (https://noyb.eu/sites/default/files/2023-

04/Standard_Bescheid_geschwärzt.pdf) interpretieren. Einmal mehr zeigt sich, wie wichtig die 

Deutungshoheit ist. 

Zusammengefasst ging es in dem Fall darum, dass der Beschwerdeführer NOYB die 

Rechtmäßigkeit der Datenverarbeitungsvorgänge auf der Grundlage des PUR-Modells auf der 

Webseite von derStandard nicht annahm und eine Beschwerde bei der Behörde einreichte. 

Die wichtigsten Ergebnisse werden im Folgenden vorgestellt: 

Bisherige Position der österreichischen Datenschutzaufsichtsbehörde 

- Die österreichische Datenschutzaufsichtsbehörde hatte sich bereits 2018 mit der 

angefochtenen Frage (Zulässigkeit von „pay or okay“) befasst und entschieden, dass ein 

kostenpflichtiges Abonnement eine gangbare Alternative zur Einwilligung sein kann (GZ: DSB-

D122.931/0003-DSB/2018). 

- Die Entscheidung von 2018 wird nicht aufgehoben, sondern nach Rücksprache mit weiteren 

Aufsichtsbehörden und verschiedenen Urteilen des Europäischen Gerichtshofs ergänzt. 

 

Gültigkeit der Zustimmung in einem bestimmten Fall 

- Unter Bezugnahme auf die Richtlinie (EU) 2019/770 wird anerkannt, dass vertragliche Aspekte 

für die Bereitstellung von Inhalten und digitalen Dienstleistungen die Bereitstellung von Daten 

durch den Verbraucher erfordern können. 

- Die Granularität wird als entscheidendes Kriterium für die Freiwilligkeit der Einwilligung 

herangezogen, mit Verweis auf die Leitlinien 05/2020 a. a. O., Rn. 43 f., des EDPB. Die DSGVO 

verweist in diesem Zusammenhang auf Erwägungsgrund 43, Satz 2 DSGVO: „Die Einwilligung 

gilt nicht als freiwillig erteilt, wenn die Einwilligung nicht für verschiedene 

Verarbeitungsvorgänge personenbezogener Daten getrennt erteilt werden kann, auch wenn 

dies im Einzelfall angemessen ist.“ 

- Es wird darauf hingewiesen, dass der Standard derzeit eine einzige Einwilligung für zahlreiche 

Verarbeitungsvorgänge verlangt. Der Standard hat es versäumt, schlüssig zu erklären, warum 

neben der Einwilligung für zielgruppenspezifische Werbung und Werbemessungen auch 

andere Verarbeitungsvorgänge einbezogen werden. Dies legt die Annahme eines Modells 

nahe, bei dem nur die „harten“ Refinanzierungszwecke für den Nutzer verbindlich sind. Dies 

greift zu kurz, da auch Analyse-Tools und Social Plugins zur Monetarisierung des Angebots 

beitragen. 

- Der Hinweis auf die Möglichkeit, andere Nachrichtenportale als Begründung für die 

Freiwilligkeit heranzuziehen, wird von der Behörde nicht akzeptiert.  

- Nach Ansicht der Behörde würden solche „Blanko-Einwilligungen“ ohne Granularität zu der 

realen Gefahr führen, dass viele Angebote im Internet (z. B. auch von Facebook oder Google) 

dieser Praxis folgen würden. Die Behörde sieht darin einen schwerwiegenden Eingriff in das 

Grundrecht auf Datenschutz derjenigen Personen, die sich eine Abo-Option nicht leisten 

können. Eine solche Argumentation in der vorliegenden Entscheidung erscheint sehr 

fragwürdig und politisiert den Datenschutz. 

 

Schlussfolgerung 

https://www.derstandard.at/consent/tcf/story/2000145408709/datenschutzbehoerde-bestaetigt-dass-pur-abo-des-standard-rechtmaessig-ist
https://noyb.eu/en/pay-or-okay-beginning-end
https://noyb.eu/en/pay-or-okay-beginning-end
https://noyb.eu/en/pay-or-okay-beginning-end
https://noyb.eu/sites/default/files/2023-04/Standard_Bescheid_geschw%C3%A4rzt.pdf
https://noyb.eu/sites/default/files/2023-04/Standard_Bescheid_geschw%C3%A4rzt.pdf
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- Ein kostenpflichtiges Abonnement kann in Österreich immer noch eine Alternative zur 

Einwilligung sein, zumal den betroffenen Personen ein gewisses Maß an Autonomie über die 

Verarbeitung ihrer Daten eingeräumt werden muss. 

- Allerdings muss sich die Verarbeitung auf das absolut Notwendige beschränken. Es wird eine 

interessante Debatte darüber geben, was darunter zu subsumieren ist. 

- Die Ausgestaltung der Granularität bezüglich der Verarbeitungszwecke wird hier ebenfalls 

entscheidend sein. 

 

 

d) Standpunkt der französischen Datenschutzaufsichtsbehörde CNIL und des NOYB 

 

Am 16. Mai 2022 hat die französische Datenschutzaufsichtsbehörde Commission Nationale de 

l'Informatique et des Libertés (CNIL) die ersten Bewertungskriterien im Zusammenhang mit 

Cookie-Walls und sogenannten PUR-Modellen veröffentlicht. Auslöser für die Veröffentlichung 

waren zahlreiche Beschwerden und die Frage nach der Rechtmäßigkeit in der Praxis. Im Ergebnis 

erkennt die CNIL an, dass viele kostenlose Dienste im Internet durch (zielgruppenspezifische) 

Werbung finanziert werden. 

Die CNIL beruft sich auf eine Entscheidung des Staatsrats vom 19. Juni 2020 zu Cookie-Walls, die 

besagt, „dass das Erfordernis der freien Zustimmung kein allgemeines Verbot der Praxis von 

Tracker-Walls rechtfertigen kann, da die freie Zustimmung des Einzelnen von Fall zu Fall beurteilt 

werden muss, wobei insbesondere das Vorhandensein einer echten und zufriedenstellenden 

Alternative im Falle einer Ablehnung von Cookies zu berücksichtigen ist“.  

Somit sind PUR-Modelle nach Ansicht der CNIL grundsätzlich datenschutzkonform. Nach den im 

Mai 2022 veröffentlichten Bewertungskriterien der CNIL kommt eine echte Wahlmöglichkeit und 

damit die Möglichkeit der freiwilligen Zustimmung zur Bereitstellung eines alternativen, 

kostenpflichtigen und z. B. trackingfreien Zugangs in Betracht, wenn der verlangte Preis im 

Einzelfall angemessen ist. Es bleibt zu klären, inwieweit die Anbieter des PUR-Modells die 

Angemessenheit ihrer Preisgestaltung darlegen und beweisen müssen.  

Die dänische Datenschutzbehörde legt in ihrem Leitfaden zu Cookie-Walls nahe, dass 

"Unternehmen, die eine Cookie-Wall verwenden möchten, bei der die Alternative zur Zustimmung 

des Besuchers die Zahlung ist, keinen unangemessen hohen Preis für die Zahlungsalternative 

festlegen dürfen". Der Leitfaden stellt weiter fest: "Es ist nicht die Aufgabe der dänischen 

Datenschutzbehörde, die Preisgestaltung für Inhalte, Dienstleistungen usw. näher zu erläutern.“ 

Die Unternehmen haben daher einen weiten Ermessensspielraum bei der Bewertung und 

Festlegung des spezifischen Betrags, der eine Zahlungsalternative zur Einwilligung des Besuchers 

in die Verarbeitung personenbezogener Daten darstellen muss.  

Als Bewertungskriterien für die Bemessung des „Nutzdatenwertes“ können der Umfang der Daten, 

die damit verbundene Aussagekraft und Nutzungsdauer sowie der marktübliche Preis für ähnliche 

Angebote herangezogen werden. Auch die Höhe der entgangenen Werbeeinnahmen bei der Wahl 

des PUR-Abonnements könnte bei der Bestimmung der Angemessenheit des Preises 

berücksichtigt werden. Werden redaktionelle Inhalte neben dem Online-Angebot auch in einer 

Printversion veröffentlicht, kann auch der Preis für die Printversion als Hilfsmittel bei der Ermittlung 

eines angemessenen Preises für die kostenpflichtige Alternative des Online-Angebots 

herangezogen werden. 

https://www.cnil.fr/fr/cookies-et-autres-traceurs/regles/cookie-walls/la-cnil-publie-des-premiers-criteres-devaluation
https://www.cnil.fr/fr/cookies-et-autres-traceurs/regles/cookie-walls/la-cnil-publie-des-premiers-criteres-devaluation
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Die österreichische Datenschutzorganisation NOYB vertritt eine ähnliche, wenn auch radikalere 

Position wie die CNIL in Frankreich. Letztere reichte in den Jahren 2021 und 2022 bei 

verschiedenen Aufsichtsbehörden Beschwerden gegen PUR-Modelle und „Cookie-Paywalls“ 

mehrerer großer deutscher und österreichischer Nachrichtenseiten ein. NOYB begründete die 

Beschwerde unter anderem mit der mangelnden Freiwilligkeit der Zustimmung, da aufgrund 

unangemessener Preise kein gleichwertiger alternativer Zugang angeboten wurde. Die Kosten für 

den alternativen Zugang würden die entgangenen Werbeeinnahmen aufgrund des fehlenden 

Trackings deutlich übersteigen. 

 

 

e) Datenverarbeitung im PUR-Abo 

 

Die deutschen Datenschutzaufsichtsbehörden stellen in ihrer Stellungnahme zu PUR fest, dass bei 

der kostenpflichtigen Alternative zur Einwilligung grundsätzlich keine zustimmungspflichtige 

Datenverarbeitung aktiv sein dürfe, da sich der Nutzer bewusst für das PUR-Abo und gegen 

zustimmungspflichtige Datenverarbeitungen entschieden hat (Absatz 3). 

Diejenigen Datenverarbeitungsvorgänge, die das Funktionieren der Website ermöglichen, dürfen 

weiter genutzt werden. In Deutschland ist hier sicherlich die „absolute Notwendigkeit“ nach § 25 

Abs. 2 Nr. 2 TTDSG zu berücksichtigen. 

Nach Meinung des BVDW ist es dem Anbieter nach wie vor erlaubt, um eine spezifische 

Zustimmung zu bitten, zum Beispiel bei Inhalten, die von Dritten angezeigt werden. Dazu gehören 

z. B. Videos und Grafiken. Es ist zu empfehlen, eine Zwei-Klick-Lösung zu implementieren und die 

Einwilligung über einen Button abzufragen, bevor der Inhalt angezeigt wird.  

Darüber hinaus sollten auch eine Reichweitenmessung und eine Verarbeitung zur 

Personalisierung von Inhalten durch den Verantwortlichen möglich sein, wenn es sich um einen 

personalisierten Dienst handelt. 

 

f) Zulässigkeit von PUR-Modellen im Generellen 

 

Die Umsetzung von PUR-Modellen ist nach der bestehenden Rechtslage grundsätzlich zulässig. 

Die Rechtskonformität des jeweiligen Modells hängt von der Ausgestaltung im Einzelfall ab. Von 

zentraler Bedeutung für die Freiwilligkeit der Einwilligung ist die Transparenz, einschließlich der 

Information über ein gleichwertiges Alternativangebot, und die Angemessenheit des Preises. 

Besonderes Augenmerk ist auf die technische Umsetzung des Nutzenversprechens zu legen, z. B. 

dass bei PUR-Abonnements keine Cookies oder andere zustimmungspflichtige Tracking-

Technologien eingesetzt werden, es sei denn, dies wurde zusätzlich ausdrücklich vereinbart. Der 

letztgenannte Punkt ist aus Sicht des BVDW entscheidend, um sich in der Breite glaubwürdig für 

PUR-Modelle einzusetzen. 

Auf Seiten der Aufsichtsbehörden wird die Freiwilligkeit maßgeblich anhand der Zweckbündelung 

im Rahmen der Einwilligung bewertet, wobei es hierzu bisher keine abschließende 

Rechtsprechung gibt. Der BVDW vertritt entgegen der Auffassung der deutschen 

Datenschutzkonferenz die Auffassung, dass PUR-Modelle auch ohne die Möglichkeit, Zwecke auf 
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einer zweiten Ebene der Einwilligungsabfrage granular an- und abwählen zu können, als zulässig 

angesehen werden können.  

Der Wortlaut des Art 6 Abs. 1 lit. a) DSGVO führt aus, dass „die betroffene Person ihre Einwilligung 

zu der Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen Daten für einen oder mehrere 

bestimmte Zwecke gegeben hat“. Dies zeigt, dass es datenschutzrechtlich durchaus möglich ist, 

eine Einwilligung in mehrere Zwecke zu erteilen. Wird in diesem Kontext ebenfalls der 

Erwägungsgrund 43 Satz Nr. 5 DSGVO herangezogen – „die Einwilligung gilt nicht als freiwillig 

erteilt, wenn zu verschiedenen Verarbeitungsvorgängen von personenbezogenen Daten nicht 

gesondert eine Einwilligung erteilt werden kann, obwohl dies im Einzelfall angebracht ist“ –, zeigt 

sich, dass auch hier die getrennte Einwilligung in verschiedene Zwecke nicht per se, sondern nur, 

wenn „dies im Einzelfall angemessen ist“, gefordert wird.   

Somit besteht nach der DSGVO kein Verbot für die Bündelung von Zwecken, solange dies für den 

Betroffenen transparent dargestellt wird. Ein sogenannter „Alles akzeptieren“-Button, mit der die 

Einwilligung in alle Datenverarbeitungen gleichzeitig vorgenommen werden kann, ist daher unter 

dem Blickwinkel der Freiwilligkeit keineswegs unzulässig. Es ist eben nicht so, wie vonseiten der 

Aufsichtsbehörden postuliert, dass eine Bündelung der Zwecke zur fehlenden Freiwilligkeit der 

Einwilligungsentscheidung des Nutzers führt und die Bewertung der Freiwilligkeit maßgeblich nach 

diesem Kriterium erfolgen sollte. 

In dem EuGH-Urteil vom 4. Juli 2023 werden Abonnementmodelle ebenfalls durch diesen gebilligt, 
als dieser feststellte, dass den Nutzern "gegebenenfalls gegen ein angemessenes Entgelt eine 
gleichwertige Alternative angeboten werden kann, die nicht mit derartigen 
Datenverarbeitungsvorgängen verbunden ist" (Rn. 150). Ausführlich wird in dieser Randnummer 
folgendes ausgeführt: „Daher müssen diese Nutzer die Freiheit haben, im Zuge des 
Vertragsabschlusses die Einwilligung in bestimmte Datenverarbeitungsvorgänge, die für die 
Erfüllung des Vertrags nicht erforderlich sind, einzeln zu verweigern, ohne dazu gezwungen zu 
sein, auf die Nutzung des vom Betreiber des sozialen Online-Netzwerks angebotenen Dienstes 
vollständig zu verzichten, was bedingt, dass ihnen, gegebenenfalls gegen ein angemessenes 
Entgelt, eine gleichwertige Alternative angeboten wird, die nicht mit solchen 
Datenverarbeitungsvorgängen einhergeht.“ 

Nach der Auffassung des BVDW steht somit der Freiwilligkeit der Einwilligung nach Art. 7 Abs. 4 

DSGVO im Rahmen des klassischen PUR-Modells nichts entgegen. Das Anbieten eines 

sogenannten PUR-Modells steigert sogar die Freiwilligkeit, da es den Nutzern den Wert der 

eigenen Daten plakativ vor Augen führt. Dies begründet sich auch daraus, dass für einen 

Dienstanbieter keine Pflicht besteht, Services und Inhalte kostenlos anzubieten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=275125&pageIndex=0&doclang=EN&mode=req&dir=&occ=first&part=1
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4. Fazit und zukünftige Entwicklungen 
 

Es bleibt abzuwarten, inwieweit sich die am Markt befindlichen PUR-Modelle und insbesondere 

deren datenschutzrechtliche Bewertung verändern werden. Die von den 

Datenschutzaufsichtsbehörden veröffentlichten Stellungnahmen zeigen, dass es hier noch 

ungelöste rechtliche Fragen gibt. 

 

a. Datenschutz 

- PUR-Modelle führen derzeit zu einer verbesserten Rechtskonformität, da die Diskussion über 

eine Ablehnungsschaltfläche auf der ersten Ebene der Einwilligungsbanner entfällt und keine 

einwilligungspflichtigen Dienste mehr ohne vorherige Zustimmung des Nutzers aktiv sind. 

- Darüber hinaus verringern PUR-Modelle die Auseinandersetzungen mit den 

Regulierungsbehörden in Europa, da diese PUR tolerieren und in bestimmten Formen 

akzeptieren. 

- Der aktuelle Entwurf der ePrivacy-Verordnung des EU-Ministerrats vom 10. Februar 2021 

regelt die Zulässigkeit von „Cookie-Walls“ bei gleichwertigem Alternativzugang. Auch die 

niederländische Datenschutzbehörde schlägt selbst vor, anstelle von Cookie Walls eine 

"kostenpflichtige" Alternative anzubieten. Demnach wäre das PUR-Modell grundsätzlich 

zulässig. 

b. Wirtschaftliche Effekte 

- Stabilisierung und (deutlicher) Anstieg der Zustimmungsraten. 

- Steigerung der Vermarktungserlöse. 

- PUR ist relevant für die Anbieter von Inhalten und Services und für die angeschlossenen 

Partner. 

 

c. Perspektive der Nutzer 

- Transparente Darstellung der Tatsache, dass auch unentgeltliche Inhalte und Dienste 

refinanziert werden müssen. 

- Freie Wahl der Form, in der der Zugang zu Inhalten und Diensten und damit die Refinanzierung 

erfolgt. 

- PUR-Lösungen führen derzeit zu einer höheren Rechtskonformität als normale 

Consentbanner, ohne dass die Möglichkeit einer Ablehnung in der ersten Stufe besteht. 

 

d. Hilfestellungen für die Praxis 

Welche PUR-Variante auf die eigenen unternehmerischen Ziele einzahlt und möglicherweise 

regulatorische Risiken senken kann, muss jeder Diensteanbieter für sich selbst entscheiden. 

Die nachfolgenden Fragen können dabei helfen, sich einer Antwort anzunähern: 

- Soll der Leistungsumfang des PUR-Abonnements nur den Verzicht auf eine 

zustimmungspflichtige Datenverarbeitung (also z. B. Tracking) oder auch den Verzicht auf 

Werbung im Allgemeinen umfassen? 

- Wird im Rahmen der Option des gebührenfreien Zugangs die Zustimmung für mehrere Zwecke 

eingeholt? Wenn mehrere Zwecke genannt werden, haben die Nutzer dann die Möglichkeit, 

diese ganz oder teilweise abzuwählen? 

- Was ist die Konsequenz der Ablehnung von Zwecken, wenn dies granular möglich ist?  

https://www.autoriteitpersoonsgegevens.nl/themas/internet-slimme-apparaten/cookies/cookiewall
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- Welche Datenverarbeitungen können auf der Grundlage eines Vertrags oder eines 

berechtigten Interesses auch ohne die Zustimmung der PUR-Abonnenten gerechtfertigt 

werden? 

- Wie hoch ist der Preis und nach welchen Kriterien wird er für das PUR-Abo festgelegt? 


